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Landwirtschaftlicher Angestellter bei der Apfelernte – Arbeitsverhältnisse in der Landwirtschaft sind durch kantonale Normalarbeitsverträge und das Obligationenrecht geregelt. (Bild agrarfoto.com)

Linken Kreisen ein Dorn im Auge
Landwirtschaftliche Angestellte / Das Fehlen eines Gesamtarbeitsvertrags (GAV) erntet Kritik. Jetzt ist ein Projekt in der Vernehmlassung.

BERN ■ Die Arbeitsbedingun-
gen in der Schweizer Landwirt-
schaft und insbesondere das
Fehlen eines Gesamtarbeitsver-
trags (GAV) wird von Seiten der
Gewerkschaften, aber auch der
Konsumenten und anderer Or-
ganisationen immer wieder
stark kritisiert. Die Landwirt-
schaft wird dabei ganz allgemein
als Problembranche dargestellt,
in der die Arbeitnehmenden
praktisch ohne Schutz dastehen.
«Diese Kreise drohen auch, ihre
Zustimmung zum neuen Agrar-
kredit von Fortschritten in die-
sem Bereich abhängig zu ma-
chen», weiss Fritz Schober, Lei-
ter Departement Soziales, Bil-
dung, Dienstleistungen beim
Schweizerischen Bauernver-
band (SBV).

Heutige Lösung «absolut
unbefriedigend»

Das landwirtschaftliche Ar-
beitsverhältnis ist durch die 26
kantonalen Normalarbeitsver-
träge (NAV) und das Obligatio-
nenrecht (OR) geregelt. «Es be-
steht hier also keineswegs ein
rechtsfreier Raum, denn die Be-
stimmungen der NAV gehen
doch recht weit», weist Schober
die Kritik zurück. Sinn ergebe ein
GAV nur dann, wenn er auch für
die meisten Anstellungsverhält-
nisse Gültigkeit habe und «diese
Voraussetzungen waren eben
bisher nicht vorhanden».

Die Gewerkschaft Unia
kämpft schweizweit für bessere
Gesamtarbeitsverträge, Arbeits-
gesetze und Sozialversicherun-
gen. Das Fehlen eines GAV in der
Landwirtschaft ist Unia deshalb
ein Dorn im Auge. Die bestehen-
den kantonalen Normalarbeits-
verträge sowie die von Schwei-
zerischem Bauernverband und
Abla verabschiedeten einheitli-

chen nationalen Lohnrichtlini-
en bezeichnet Rolf Beyeler von
der Gewerkschaft Unia als «ab-
solut unbefriedigend». Die in
den Richtlinien empfohlenen
Mindestlöhne seien erstens zu
tief und zweitens unverbindlich,
das heisst individuell nicht ein-
klagbar. «Wir wollen auch im
Bereich Landwirtschaft mindes-
tens einen nationalen Normal-
arbeitsvertrag mit verbindli-

chen Mindestlöhnen und Ar-
beitszeiten», fordert Beyeler.

Als noch empfehlenswerter
für die Landwirtschaft, da
praxisorientierter, sei ein allge-
mein verbindlicher Gesamtar-
beitsvertrag. Beyeler: «Ein GAV
wird erfahrungsgemäss besser
eingehalten, da bei der Ausge-
staltung sowohl die Arbeitneh-
mer- wie die Arbeitgeberseite
beteiligt und gemeinsam für

dessen Durchsetzung verant-
wortlich sind.»

WAK-Ständerat greift
Thema auf

Das Thema Angestellte in der
Landwirtschaft ist auch in der
Kommission Wirtschaft und Ab-
gaben (WAK) des Ständerats ein
Thema: WAK-Mitglied Alain Ber-
set (SP/FR) hat einen Antrag ein-
gereicht, in dem er einen natio-

nalen Normalarbeitsvertrag für
landwirtschaftliche Angestellte
fordert. «Es ist wichtig, dass wir
im Rahmen der Gespräche um
die AP 2011 auch die Arbeitsbe-
dingungen in der Landwirt-
schaft diskutieren», erklärt Ber-
set. Falls ein nationaler Normal-
arbeitsvertrag von der WAK-
Ständerat gutgeheissen würde,
wäre Berset bereit, über die Auf-
rechterhaltung der Markstüt-

zungen – vorweg im Bereich
Milch – noch einmal zu diskutie-
ren. Dies entgegen der Haltung
seiner Partei, die sich dem Vor-
schlag des Bundesrats an-
schliesst.

Fritz Schober lehnt einen na-
tionalen Normalarbeitsvertrag
entschieden ab. Dieser würde
vom Bund diktiert, ohne die kan-
tonsspezifischen Gegebenhei-
ten zu berücksichtigen. Schober
dazu: «Ein nationaler NAV wäre
zu weit weg von der bäuerlichen
Basis und würde daher den Be-
dürfnissen der Landwirtschaft
nicht gerecht werden.»

GAV Landwirtschaft
frühestens ab 2008

Wann ist mit einem GAV-
Landwirtschaft zu rechnen? –
Die meisten kantonalen Bau-
ernverbände hätten nun die Di-
rektmitgliedschaft ihrer Mitglie-
der eingeführt. Damit seien die
Voraussetzungen für eine breite
Gültigkeit eines GAV gegeben,
erklärt SBV-Mann Schober.

Der Vorstand des SBV hat des-
halb beschlossen, diese Frage
bei den kantonalen Bauernver-
bänden und bei den Produzen-
tenorganisationen in eine breite
Vernehmlassung zu geben. Es
gehe jetzt darum, innerhalb der
landwirtschaftlichen Organisa-
tionen die Diskussion fundiert
zu führen, um abzuklären, ob
der GAV für die Landwirtschaft
sinnvoll ist. Die Meinungsbil-
dung werde voraussichtlich im
nächsten Frühling abgeschlos-
sen sein. Sprechen sich diese
Kreise positiv zum GAV aus,
könnte dieser frühestens per
1. Januar 2008 in Kraft gesetzt
werden. «Ein richtig aufgegleis-
ter GAV kann eine gute Sache
werden», ist Schober überzeugt.

Christine Caron-Wickli

BAUERNZEITUNG: Welche
Rahmenbedingungen müssen
erfüllt werden, damit es in der
Landwirtschaft möglich ist,
einen Gesamtarbeitsvertrag
(GAV) zu schaffen?
FRITZ SCHOBER: Grundsätz-
lich braucht es je eine Partei aus
den Kreisen der Arbeitnehmer
und der Arbeitgeber, die sich ge-
meinsam auf einen Vertrag eini-
gen können. Damit eine breite
Geltung erreicht wird, kann dies
auf der Seite der Arbeitnehmen-
den die Arbeitsgemeinschaft der
Berufsverbände der landwirt-
schaftlichen Arbeitnehmer (AB-
LA) und auf Seiten der Arbeitge-
benden, der durch die kantona-
len Bauernverbände und die
Produzentenorganisationen
mandatierte Schweizerische
Bauernverband (SBV) sein. Die-
se Abstützung ist nötig, weil die
Voraussetzungen zur Allgemein-
verbindlichkeitserklärung in der
Landwirtschaft nicht gegeben
sind, da der Organisationsgrad
bei den Arbeitnehmenden viel
zu gering ist und der SBV keine
Direktmitgliedschaften auf-
weist.

Welches sind die eigentlichen
Knacknüsse eines GAV-Land-
wirtschaft?
SCHOBER: Die Knacknuss ist
vor allem die Akzeptanz eines
Wechsels vom heutigen System
mit kantonalen Normalarbeits-
verträgen zum System des Ge-
samtarbeitsvertrags durch die
kantonalen Bauern- und die Be-
rufsorganisationen. 

Welche Vor- und Nachteile
bringt ein GAV der Schweizer
Landwirtschaft?
SCHOBER: Bei den Normalar-
beitsverträgen handelt es sich
um kantonale Verordnungen,
die also vom Kanton erlassen
werden. Die Landwirtschaft
wird vor Erlass des Normal-
arbeitsvertrags (NAV) lediglich
angehört. Beim GAV handelt es
sich um eine vertragliche Rege-
lung zwischen den Arbeitgeben-
den und den Arbeitnehmenden,
bei dem die beiden Parteien ent-
scheiden, welche Bedingungen
sie eingehen wollen. Es besteht
also eine breitere und freiere Ge-
staltungsmöglichkeit. Ein Vorteil
liegt sicher auch darin, dass man

aus dem Schussfeld der Gewerk-
schaften und anderer Kreise
kommt, die Branchen ohne GAV

unbesehen als Problembran-
chen denuzieren. Ein Nachteil
liegt darin, dass die Verwaltung
eines GAV mit erheblichen Kos-
ten verbunden ist, die ja auch fi-
nanziert werden müssen.

Inwiefern wird ein GAV die Ar-
beitsbedingungen in der Land-
wirtschaft verändern?
SCHOBER: Wenn es gelingt, die
Vertragsbedingungen im Sinne,
wie sie der Schweizerische Bau-
ernverband bereits mit der ABLA
beraten hat, abzuschliessen, tre-

ten in der Praxis keine grossen
Änderungen ein. Ein grosser
Vorteil würde aber darin liegen,
dass die wichtigsten Bestim-
mungen des landwirtschaftli-
chen Arbeitsrechts unter Einhal-
tung der sinnvollen regionalen
Unterschiede für die ganze
Schweiz einheitlich geregelt wä-
re.

Materiell würde sich insofern
auch die Situation einstellen,
dass mit einem individuellen Ar-
beitsvertrag keine schlechteren
Arbeitsbedingungen vereinbart
werden könnten als sie der GAV
vorgibt. Beim NAV ist diese Mög-
lichkeit gegeben, auch zu Un-
gunsten davon abzuweichen. In
der Praxis wird dies aber fast nie
gemacht, da dies vor allem wenn
es sich bei den Arbeitnehmen-
den um Personen handelt, die
die Sprache nicht genügend be-
herrschen, zu grossen Probleme
führen kann.

Interview Christine Caron

Fritz Schober ist Leiter Geschäftsbe-
reich Sozialpolitik und Dienstleistun-
gen des Schweizerischen Bauernver-
bands (SBV).

Fritz Schober

Einheitliche Regelung für die ganze Schweiz
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